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Einleitung 

Verbraucherschutz ist das Schlagwort, das die wirtschaftspolitische Diskus-
sion - und damit auch die Privatrechtsentwicklung - seit Beginn der 60er Jahre 
in Deutschland nachhaltig geprägt hat. l Zu den wesentlichen Instrumenten des 
Verbraucherschutzes gehörte von Beginn an die Verbesserung des Informati-
onsstandes der Verbraucher über marktrelevante Daten.2 Durch die Zunahme 
des Warenangebotes infolge eines rasanten Wirtschaftswachstums kam es für 
die Konsumenten zwangsläufig zu einer Intransparenz des Marktes,3 was be-
deuten mußte, daß die Konsumentscheidungen kaum noch auf fundierte Pro-
dukt- bzw. Marktkenntnis gestützt werden konnten und die Konsumenten die 
Wahl eines bestimmten Produkts oft als risikobehaftet empfanden. Neben der 
Vergrößerung des Warenangebotes ist erschwerend hinzugekommen, daß die 
Hersteller und Anbieter von Waren und Dienstleistungen sich mehr und mehr 
von einer sachlich-informativen Werbung abwendeten. Die Veränderung der 
Werbung hin zu einer wenig aussagekräftigen suggestiven Marketingstrategie 
ist nicht zuletzt durch das deutsche Wettbewerbsrecht gefördert worden. Denn 
danach sind vergleichende Aussagen über die Produkte von Wettbewerbern in 
der Werbung nach wie vor nur unter besonderen Voraussetzungen zulässig.4 

Auch der Handel als Bindeglied zwischen Herstellern und Verbrauchern hat 
das Informationsdefizit der Verbraucher nicht ausgleichen können. Die Aussa-
gen der Anbieter sind im wesentlichen von deren Absatzwunsch geprägt. Sie 
können die von den Verbrauchern empfundenen Kauf- bzw. Konsumrisiken 
nicht oder nur unwesentlich vermindern.5 Neutrale Stellungnahmen über Pro-

1 Zur Entwicklung des Verbraucherschutzes in den westlichen Industrienationen: 
Hippel, Verbraucherschutz, S.3 ff. Für weiterführende Literatur siehe bei Ass-
mann/Kübler, Verbraucherinformation, S.9 Fn.2 und S.20 Fn.40. 

2 Vgl. zu den Methoden des Verbraucherschutzes Hippel, Verbraucherschutz, 
S.25 ff., insbesondere zu Informationsmethoden, S.34 ff. 

3 Siehe nur Scherhom, Konsumgütermärkte, in: Streißler, Informationen der Wirt-
schaft, S.182; ders. in: Dedler u.a., Informationsdefizit, Vorwort; Hüttenrauch, Nutzen, 
MA 1968, S.262 ff., 264. 

4 Eine ausführliche Darstellung findet sich bei Baumbach/Hefermehl, Wettbewerbs-
recht, Rn.332 ff. mvwN in Rn.332, 333. 

5 Grunert in: Dedler u.a., Informationsdefizit, S.I03. 
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dukteigenschaften sind zwar zuweilen von anderen Konsumenten zu erhalten, 
die auf eigene Erfahrungen zurückgreifen können. Doch zumeist fehlt es an 
deren Fachkompetenz, die Angaben beziehen sich auf veraltete Produkte 
und/oder die Bedürfnisse des ratgebenden Verbrauchers sind nicht identisch 
mit denen des ratsuchenden. 6 

Die fehlende Markttransparenz aus Sicht der Verbraucher, welche bis heute 
fortbesteht und sich durch die Internationalisierung der Produktmärkte noch 
verstärkt hat, ruhrte schon Ende der 50er Jahre dazu, daß sich insbesondere 
Verbraucherverbände dieses Problems annahmen und nach einer Verbesserung 
der Marktübersicht rur Konsumenten strebten.7 Ein Instrument dieser Verbrau-
cheraufklärung sollte der vergleichende Warentest sein, der in den USA schon 
in den 20er Jahren entwickelt worden war.8 

Heute sind die Publikationen vergleichender Warentests sowie andere For-
men der Verbraucherinformation nicht nur auf die zahlreichen Verbraucheror-
ganisationen9, wie etwa die Verbraucherzentralen der Länder oder die Arbeits-
gemeinschaft der Verbraucherverbände, beschränkt. Vergleichende Produktin-
formationen zur Erhöhung von MarkttransparenzlO werden in unzähligen 
(Fach)Zeitschriften, Wirtschaftsmagazinen oder in sonstigen Medien angebo-
ten. 11 

6 Grunert a.a.O., S.1 03. 

7 E. Ulmer in: Ulmer u.a., Vergleichende Warentests, S.12. 

8 V gl. zu der Entwicklung in den USA insbesondere Udo Müller, Ökonomische Pro-
bleme, Diss. Würzburg 1965, S.34 ff.; Schirmer, Warentests, MA 1967, S.292 ff., 292; 
E. Ulmer in: Ulmer u.a., Vergleichende Warentests, S.14. 

9 Siehe die Liste der Verbrauchereinrichtungen, die der Arbeitsgemeinschaft der 
Verbraucherverbände e.V. angehören, in: Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbän-
de e.V. (Hrsg.), 30 Jahre Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände, S.30 f. 

10 Markttransparenz bedeutet Kenntnis der und Überblick über die für den Markt 
bedeutenden Daten und Faktoren (Schenk, Preisvergleich, S.14). Man unterscheidet 
zwischen Waren- und Anbietertransparenz. Warentransparenz unterteilt sich wiederum 
in Marken-, Qualitäts- und Preistransparenz (vgl. dazu Hart/Silberer, Werbung, GRUR 
1983, S.691, 693; Hüttenrauch, Nutzen, MA 1968, S.262 ff., 264; Schenk, Preisver-
gleich, S.14). 

11 So ist insbesondere auf die vielen Fachzeitschriften für Fototechnik, Unterhal-
tungselektronik und Kraftfahrzeuge hinzuweisen, die immer wieder durch vergleichende 
Wareninformationen Hilfestellung für Konsumentscheidungen leisten wollen. In diesem 
Zusammenhang muß vor allem auch die ADAC Verlag GmbH genannt werden. Mit 
ihrer Zeitschrift "Motorwelt" druckt diese Tochtergesellschaft des ADAC die auflagen-
stärkste Zeitschrift Europas (vgl. DER TAGESSPIEGEL vom 22.7.1995, S.15) und 
erreicht damit nicht nur Mitglieder des Vereins. Zur Haftung des ADAC für Warentest-
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Die in der Bundesrepublik bekannteste Einrichtung für vergleichende Pro-
duktinformationen ist die Stiftung Warentest. Die Auflagen der von ihr heraus-
gegebenen Zeitschriften haben einen Umfang erreicht, der es der Stiftung Wa-
rentest vermutlich ermöglichen würde, ihre Druckwerke auch ohne den von der 
Bundesrepublik Deutschland als Stifterin gewährten jährlichen Zuschuß frei 
von Werbeanzeigen der anbietenden Wirtschaft herauszugeben. Von Anfang an 
war es der Stiftung Warentest kraft ihrer Satzung untersagt, Produktwerbung in 
ihre Druckwerke aufzunehmen. In dieser Unabhängigkeit von der gewerblichen 
Wirtschaft unterscheidet sich die Stiftung Warentest maßgeblich von anderen 
(Fach)Zeitschriften, die mit Ergebnissen über vergleichende Untersuchungen 
am Zeitschriftenmarkt auftreten. 12 

Die folgende Untersuchung beschäftigt sich ausschließlich mit der Haftung 
der Stiftung Warentest für fehlerhafte Testinformationen. Sicherlich steht die 
Stiftung Warentest in bezug auf ihre Informationstätigkeit beispielhaft für viele 
andere Informationsanbieter auf dem Zeitschriftenmarkt. Dies gilt jedenfalls, 
soweit man nur auf die Informationsart des vergleichenden Testberichterstat-
tung schaut. Zugleich nimmt diese Einrichtung aber auch eine deutlich expo-
nierte Stellung ein. Diese Stellung ergibt sich nicht nur aus ihrer fast 30jährigen 
Erfahrung13 mit der Ermittlung und Veröffentlichung vergleichender Produk-
tinformationen, sondern vor allem auch aus ihrem - wohl durch die wirtschaft-
liche Unabhängigkeit von Werbeeinnahmen begründeten - enormen Wirkungs-
kreis. Es ist gerade dieser große Wirkungskreis der Stiftung Warentest, der die 
Frage nach der Verantwortlichkeit dieser Einrichtung für fehlerhafte Informa-
tionen so interessant erscheinen läßt. Denn die Konsumlenkungsmacht der 
Stiftung Warentest - das kann hier schon vorweggenommen werden - ist derart 
ausgeprägt, daß fehlerhafte Informationen der Einrichtung gesamtwirtschaftlich 
betrachtet immense Schäden auf Anbieter- wie auch auf Verbraucherseite ver-
ursachen können. 14 Wer durch reine Informationstätigkeit derartigen Einfluß 
auf die Konsumgütermärkte ausübt, steht im Hinblick auf die Aufrechterhal-
tung eines fairen Wettbewerbs - im Sinne eines verbraucherorientierten Wett-
bewerbs - unter einer besonderen Verantwortung. 15 Wirtschaftlich sinnvolles 

veröffentlichungen gegenüber Herstellern und Anbietern von Produkten: LG Mannheim 
vom 30.3.1981, (abgedruckt bei Horn/Piepenbrock (Hrsg.), Warentest, S.119 ff.) und 
OLG Düsseldorf vom 25.6.1981 (DAR 1982, S.65 ff. m. Anm. W. Brinkmann, S.59 ff. 
[= BB 1982, S.62 m. Anm. Lachmann, S.65 ff.]). 

12 Vgl. OLG Koblenz vom 18.4.1988, NJW-RR 1989, S.166 f. 

13 Der erste Warentestbericht erschien im Jahre 1966. 

14 Vgl. Brüggemeier, DeIR, Rn. 406; siehe näher unten S.41 ff. 

15 BGH vom 3.12.1985 (Warentest 111), GRUR 1986, S.330 ff., 331 [= NJW 1986, 
S.981]. 

2 Boecken 
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